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Sozialleistungen

Dieter Pfaff

Sozialhilfe im Saarland am 31.12.2001

1. Soziale Sicherung in der Bundesrepublik

Das System der sozialen Sicherung hat in einer langen his-

torischen Entwicklung zu seiner heutigen Form gefunden

und spiegelt damit ein Stück deutscher Sozialgeschichte wi-

der. Gelegt wurde der Grundstein im Jahr 1881 mit der von

Otto von Bismarck angeregten Gesetzgebung zur Kranken-

versicherung der Arbeiter, dem Unfallversicherungsgesetz

und dem Gesetz über die Invaliditäts- und Alterssicherung.

Zwei Weltkriege mit tief greifenden sozialen Umwälzungen ha-

ben die weitere Entwicklung entscheidend geprägt. Von be-

sonderer Bedeutung für den Ausbau der sozialen Sicherung

war das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes.

Heute fließt ein hoher Anteil der Ausgaben der öffentlichen

Haushalte (einschließlich der Sozialversicherungsträger und

der Bundesanstalt für Arbeit) in die soziale Sicherung. Seit ei-

nigen Jahren wird - auch angesichts von Finanzproblemen -

eine rege Debatte über notwendige Reformen geführt. Aktu-

elle Beispiele hierfür sind die Diskussion um die Ausgestaltung

der Sozialhilfe und die Rentenreform zum 1. Januar 2002.

In der Bundesrepublik Deutschland gilt heute das “Dreisäu-

lenprinzip” der sozialen Sicherung, in dem drei Leistungs-

systeme unterschieden werden:

• Sozialversicherung (Versicherungsrecht)

Sozialversicherungsleistungen erhalten Versicherte nach

Maßgabe ihrer Beiträge. Die Leistungen sind dazu be-

stimmt, die Versicherten für die am häufigsten auftretenden

Bedarfsfälle wie Krankheit (Krankenversicherung), Pflege

(Pflegeversicherung), Arbeits- und Wegeunfall sowie Be-

rufskrankheit (Unfallversicherung), Erwerbsunfähigkeit und

Alter (Rentenversicherung) und Arbeitslosigkeit (Arbeits-

losenversicherung) finanziell abzusichern.

• Versorgung (Versorgungsrecht)

Diese Form der sozialen Sicherung ist eine staatliche Hilfe,

bei der ebenfalls eine Vorleistung erbracht werden muss;

der Unterschied zur Versicherung besteht darin, dass die

Vorleistung nicht finanzieller, sondern persönlicher Art ist.

Versorgungsleistungen erhalten Personen, die für die Allge-

meinheit besondere Opfer erbracht haben, wie Kriegsbe-

schädigte, Bundeswehr-, Bundesgrenzschutz- oder Zivil-

dienstgeschädigte sowie Opfer von Gewalttaten. Die Leis-

tungen sind dazu bestimmt, die erlittenen Gesundheitsschä-

den und ihre Folgen zu beheben oder soweit wie möglich

auszugleichen.

• Sozialleistungen (Sozialleistungsrecht)

Hierunter versteht man die Sozialhilfe, die Jugendhilfe, das

Wohngeld, aber auch das Kindergeld und das BAföG.

Sozialhilfeleistungen sind im Unterschied zu den vorgenann-

ten Leistungen von keiner Vorleistung abhängig. Sie werden

jedem Bürger dieses Staates gewährt, wenn er in eine Notla-

ge gerät, die er aus eigener Kraft nicht beheben kann.

Die Sozialhilfe soll in Not geratenen Bürgern, die nicht auf

anderweitige Unterstützung zählen können, eine der Men-

schenwürde entsprechende Lebensführung ermöglichen.

Sie wird nach dem geltenden Bundessozialhilfegesetz

(BSHG) “nachrangig” zur Deckung eines individuellen Be-

darfs gewährt, mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe. Nach-

rangig bedeutet dabei, dass die Sozialhilfe als “Netz unter

dem sozialen Netz” nur dann greift, wenn die betroffenen

Personen nicht in der Lage sind, sich aus eigener Kraft zu

helfen oder wenn die erforderliche Hilfe nicht von anderen,

insbesondere Angehörigen oder von Trägern anderer So-

zialleistungen erbracht werden kann. Asylbewerber und ab-

gelehnte Bewerber, die zur Ausreise verpflichtet sind, sowie

geduldete Ausländer erhalten seit November 1993 anstelle

der Sozialhilfe Leistungen nach dem Asylbewerberleis-

tungsgesetz.

Der Stellenwert der Sozialhilfe als “Auffangnetz” nach dem

Ausschöpfen der eigenen finanziellen Möglichkeiten und

nach Abzug von vorgelagerten Sozialsystemen hat in den

letzten Jahren stark zugenommen. Dazu beigetragen hat

vor allem die stetig gestiegene Zahl der Sozialhilfeempfän-

ger sowie der damit verbundene Anstieg der Sozialhilfeaus-

gaben. Nach dem Inkrafttreten der Pflegeversicherung, die

zu einer Entlastung der Sozialhilfe im Bereich der Hilfen in

besonderen Lebenslagen geführt hat, rückt die Diskussion

um die Ausgestaltung der Hilfe zum Lebensunterhalt in den

Blickpunkt des allgemeinen Interesses, nicht zuletzt deswe-

gen, weil durch diese Hilfeleistungen in erster Linie die kom-

munalen Haushalte sehr stark belastet werden. Kritisiert
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werden u. a. fehlende Arbeitsanreize, unzureichender Lohn-

abstand aufgrund eines zu hohen Sozialhilfeniveaus, man-

gelnde Abstimmung mit der Arbeitsverwaltung, zu hohe So-

zialhilfekosten, zu aufwändige Verwaltung, möglicher So-

zialhilfemissbrauch und vieles mehr. In der Öffentlichkeit

werden von Politik und Wissenschaft zunehmend verschie-

dene alternative Grundsicherungsmodelle diskutiert.

Der vorliegende Artikel stellt für das Saarland anhand der Da-

ten der amtlichen Sozialhilfestatistik die Lebenssituation der

“Sozialhilfeempfänger im engeren Sinne”, also der Empfänger

von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-

richtungen, der „klassischen“ Sozialhilfe, zum Stand 31.12.2001

dar.

2. Anzahl der Sozialhilfeempfänger

Zum Jahresende 2001 erhielten im Saarland insgesamt

45 748 Personen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU)

außerhalb von Einrichtungen, die sich auf 23 673 Haushalte

verteilten. Ein Jahr zuvor lag die entsprechende Zahl bei

46 023. Demnach sind im Laufe des Jahres 2001 per saldo 275

Personen (- 0,6 %) unabhängig von Sozialhilfe im engeren

Sinne geworden. Damit setzt sich der Rückgang der Empfän-

gerzahl der letzten vier Jahre trotz der Konjunkturschwächung

fort. Die Zahl der deutschen Hilfeempfänger belief sich auf

36 784, die der nichtdeutschen Bezieher auf 8 964. Das war

ein Fünftel aller HLU-Empfänger (19,6 %). Die Zahl der deut-

schen Hilfeempfänger ging im Laufe des Jahres um 1,7 zu-

rück, die der Nichtdeutschen stieg dagegen um 4,1 % an.

Unter den Sozialhilfeempfängern überwogen mit 57,8 % die

weiblichen Bezieher. Dieses relativ höhere Sozialhilferisiko bei

den Frauen bestand nach wie vor überwiegend bei deutschen

Frauen (60 %). Das Durchschnittsalter der Bezugsberechtig-

ten betrug 30,6 Jahre, wobei die Frauen mit 32,8 Jahren im

Schnitt 5,2 Jahre älter waren als die Männer mit 27,6 Jahren.

3. Arbeitskräftepotential unter den Sozialhilfe-
empfängern

Im erwerbsfähigen Alter, das allgemein auf die Altersgruppen

von 15 bis unter 65 Jahren festgelegt ist, befanden sich 27 636

Hilfebezieher, das waren 60,4 % aller HLU-Empfänger. Der

Anteil der Frauen in diesem Alter lag bei 61,0 %. In einem Be-

schäftigungsverhältnis standen jedoch nur 2 173 Personen

(7,9 %).

Von diesen Erwerbstätigen hatten 878 eine Vollzeitbeschäf-

tigung und 1 295 waren teilzeitbeschäftigt. Während bei den

Männern fast drei Viertel einer Vollzeitbeschäftigung nachgin-

gen, waren es bei den Frauen lediglich etwas mehr als 20 Pro-

zent, die ganztags beschäftigt waren. Der weitaus größte Teil

hatte eine Teilzeitbeschäftigung. Hierbei handelte es sich

meistens um Alleinerziehende mit Kindern, die wegen der Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf auf eine Ganztagstätigkeit

verzichten mussten. 36,1 % der Erwerbstätigen wurden in der

Altersgruppe der 30 bis 40-Jährigen gezählt.

Unter den 25 463 nichterwerbstätigen Personen waren

11 028 Hilfebezieher, die arbeitslos gemeldet waren. Dies ent-

spricht einem Anteil von über 40 %. Hier überwogen mit 55 %

die Männer. Von den 4 912 Frauen, die ohne Beschäftigung
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1 Empfänger/innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen
am 31.12.2001 nach Altersgruppen, Geschlecht und Staatsangehörigkeit

Alter von ... bis
unter ... Jahren

Empfänger
insgesamt

Deutsche
zusammen

Nichtdeutsche

zusammen

davon

EU-Ausländer
Asyl-

berechtigte
Bürgerkriegs-

flüchtlinge
sonstige

Ausländer

unter 7 6 830 5 737 1 093 245 240 17 591

7 - 11 3 914 3 198 716 137 186 11 382

11 - 15 3 782 2 986 796 129 223 29 415

15 - 18 2 217 1 709 508 66 176 12 254

18 - 21 1 788 1 446 342 50 88 4 200

21 - 25 2 434 2 040 394 78 65 8 244

25 - 30 2 960 2 361 599 106 84 13 396

30 - 40 7 054 5 479 1 575 354 291 49 881

40 - 50 5 491 4 445 1 046 192 227 29 598

50 - 60 3 635 2 896 739 152 123 21 443

60 - 65 2 057 1 635 423 72 43 9 298

65 und älter 3 586 2 852 734 134 107 25 468

Zusammen 45 748 36 784 8 964 1 715 1 853 227 5 169

davon: männlich 19 306 15 094 4 212 774 951 109 2 378

weiblich 26 442 21 690 4 752 941 902 118 2 791
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waren, bezogen 30 % Leistungen nach dem Arbeitsförde-

rungsgesetz. Bei den männlichen Hilfebeziehern waren es im-

merhin über 40 %, die Arbeitslosengeld bzw. -hilfe erhielten.

Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit belief sich am

31. Dezember 2001 auf 33,9 Monate. Die Zahl der arbeitslos

gemeldeten Sozialhilfeempfänger stieg insgesamt um 4,3 %

gegenüber der Vorjahreserhebung an, wobei die Frauen eine

überdurchschnittliche Zunahme von 8,2 % zu verzeichnen hat-

ten. Auch waren innerhalb der verschiedenen Bezugszeiträu-

me erhebliche Unterschiede festzustellen. So stieg beispiels-

weise die Zahl der Hilfebezieher, die zwischen einem und drei

Jahre arbeitslos waren, um 11,2 % an, während in der Gruppe

der drei bis unter fünf Jahre lang arbeitslos gemeldeten Perso-

nen ein Rückgang um 10,3 % zu verzeichnen war.

Bei 14 435 Personen waren es andere Gründe, die eine Er-

werbstätigkeit verhinderten. Der größte Teil der aus sons-

tigen Gründen nicht erwerbstätigen Leistungsbezieher stand

wegen häuslicher Bindung nicht in einem Beschäftigungsver-

hältnis (5 590 Fälle). Dies betraf zu über 98 % Frauen. Ist es in

jüngeren Jahren die Kindererziehung, die ein Arbeiten un-

möglich macht, so erschweren bei älteren Frauen wohl die

Pflege und Betreuung von Familienmitgliedern bzw. Angehö-

rigen eine Erwerbstätigkeit. Aufgrund von Aus- und Fortbil-

dung waren 2 371 Personen nicht berufstätig und weitere

2 359 standen dem Arbeitsmarkt wegen Krankheit, Behinde-

rung oder Arbeitsunfähigkeit nicht zur Verfügung. Aus Alters-

gründen waren 919 Bedürftige auf Sozialhilfe angewiesen. In

weiteren 3 196 Fällen wurden von den Hilfeempfängern

sonstige Gründe für den Gang zum Sozialamt angegeben.

Hierunter fallen auch Personen, die sich nicht arbeitslos ge-

meldet haben.

Bei der folgenden Betrachtung wird bewusst darauf verzich-

tet, die Altersgruppe der 15 bis unter 18-Jährigen sowie Perso-

nen zwischen 60 und 65 Jahren mit einzubeziehen, da sie teils

noch in Ausbildung bzw. bereits in Rente sind. Für das politi-

sche Ziel, möglichst viele Sozialhilfeempfänger wieder in Ar-

beitsverhältnissen unterzubringen dürften diese Altersgrup-

pen daher nicht interessant sein.

Unterstellt man deshalb nun eine Verfügbarkeit für alle

männlichen und weiblichen Empfänger von laufender Hilfe

zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen im Alter

von 18 bis unter 60 Jahren mit Ausnahme der Personen, die

wegen häuslicher Bindung, Krankheit, Behinderung oder Ar-

beitsunfähigkeit keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können,

dann ergäbe sich Ende des Jahres 2001 ein (Brutto)Arbeits-

kräftepotential von rund 16 000 Personen. Lediglich 2 117 oder

13,2 % dieser Personen waren bereits als Voll- oder Teilzeit-

kräfte erwerbstätig und erhielten Sozialhilfe als ergänzende

Hilfe zu ihrem Arbeitseinkommen; rund 780 befanden sich in

Aus- und Fortbildung. Somit verbleibt ein (Netto)Arbeitskräfte-

potential von rund 13 100 Personen. Etwa 29 % aller HLU-

Empfänger - unabhängig von der persönlichen Qualifikation

oder dem tatsächlichen Angebot an Arbeitsplätzen - stehen für

eine Vermittlung dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Dieser Per-

sonenkreis setzt sich zusammen aus rund 10 400 arbeitslosen

Sozialhilfeempfängern und 2 700 Hilfeempfängern, die aus

unbestimmten Gründen keiner Erwerbstätigkeit nachgingen.

Unterstellt man für den letztgenannten Personenkreis, dass er

uneingeschränkt erwerbsfähig wäre, dann bedeutet dies, dass

schätzungsweise 13 000 Arbeitsplätze notwendig wären, um

das aufgezeigte Arbeitskräftepotential unter den Sozialhilfe-

empfängern in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
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2 Ermittlung des Arbeitskräftepotentials der Sozialhilfeempfänger außerhalb von Einrichtungen im Saarland
für 18 bis unter 60jährige Sozialhilfeempfänger am 31.12.2001

Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 45 748

- Minderjährige 16 743
- Personen über 60 Jahre 5 643

= Personen im Alter von 18 bis unter 60 Jahren 23 362

- Nichterwerbspersonen wegen häuslicher Bindung 5 463
- Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung und Arbeitsunfähigkeit 1 898

= (Brutto)Arbeitskräftepotential 16 001

- Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) 2 117
- Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung 778

= (Netto)Arbeitskräftepotential 13 106
bestehend aus

Arbeitslosen 10 371
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen 2 735



Entscheidend für eine erfolgreiche und dauerhafte Einglie-

derung in den Arbeitsmarkt ist zum einen die Bereitschaft des

Hilfeempfängers und zum andern nach aller Erfahrung ein

qualifizierter Schul- und Berufsabschluss. Die Mehrzahl der

Leistungsbezieher verfügte über einen Volks- bzw. Haupt-

schulabschluss (42,7 %). Jeder zwölfte Sozialhilfeempfänger

hatte einen mittleren Bildungsabschluss und vier Prozent ver-

fügten sogar über einen Fachhochschul- bzw. Hochschulab-

schluss. Leider wird in mehr als 25 % der Fälle von den Sozial-

ämtern “unbekannt” als Schulabschluss angegeben.

Bei der Berufsausbildung ergibt sich folgendes Bild: 43,6 %

hatten keine Ausbildung, lediglich ein Fünftel besaß eine ab-

geschlossene Lehre in einem kaufmännischen oder gewerb-

lich technischen Beruf, knapp ein Prozent hatte einen Meis-

terbrief und 1,6 % ein abgeschlossenes Fachhoch- oder

Hochschulstudium. Auch hier war das Merkmal “unbekannt”

mit über 28 % sehr hoch. Damit fehlte bei über 70 % der HLU-

Empfänger die Ausbildung entweder gänzlich oder sie war

nicht bekannt.

4. Kinder in der Sozialhilfe

Kinder sind relativ häufig unter den Beziehern von laufender

Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen anzu-

treffen. So hatten 16 743 Sozialhilfeempfänger zum Jahres-

ende 2001 das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet, das waren

mit 36,6 % mehr als ein Drittel der Empfänger.

Unterteilt nach dem Aufenthalt ergibt sich folgendes Bild:

Knapp die Hälfte dieser Kinder (49,1 % oder 8 237 Kinder)

lebte in Haushalten von allein erziehenden Frauen, womit die

Frauen auch das höchste Sozialhilferisiko tragen. Im Gegen-

satz zur Gesamtentwicklung hat die Zahl der allein erziehenden

Frauen in der Sozialhilfestatistik weiter steigende Tendenz

(+ 1,7 % gegenüber dem Vorjahr). 18,1 % aller allein erziehen-

den Frauen bezogen HLU. Über 27 % oder 4 658 Kinder lebten

im klassischen Haushaltstyp “Eltern mit Kindern”, in nichteheli-

chen Lebensgemeinschaften knapp 7 %. Mehr als ein Drittel

dieser Kinder war noch keine drei Jahre und über 50 % unter

sieben Jahre alt. In Haushalten von allein Erziehenden waren
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Minderjährige Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von
Einrichtungen im Saarland am 31.12.2001

unter 3 Jahre
18%

3 bis unter 7 Jahre
23%

7 bis unter 11 Jahre
23%

11 bis unter 15 Jahre
23%

15 bis unter 18 Jahre
13%

3 Minderjährige als Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen
am 31.12.2001 nach Haushaltstypen

Haushaltstyp

Anzahl der Kinder im Alter von ... bis ... unter Jahren

unter 3 3 bis 7 7 bis 15 15 bis 18 unter 18 insgesamt

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Ehepaare mit Kindern 744 24,8 1 061 27,7 2 197 28,5 656 29,6 4 658 27,8

Nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern 406 13,6 319 8,3 346 4,5 64 2,9 1 135 6,8

Alleinerziehende Männer mit Kindern 28 0,9 58 1,5 120 1,6 53 2,4 259 1,6

Alleinerziehende Frauen mit Kindern 1 543 51,5 2 113 55,1 3 708 48,2 873 39,4 8 237 49,2

Einzeln nachgewiesene Kinder 27 0,9 70 1,8 382 5,0 164 7,4 643 3,8

Sonstige Haushalte mit Kindern 246 8,2 215 5,6 943 12,3 407 18,3 1 811 10,8

INSGESAMT 2 994 100 3 836 100 7 696 100 2 217 100 16 743 100
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44 % der Kinder noch nicht schulpflichtig, im Haushaltstyp

“Ehepaar mit Kind(ern)” waren eher die schulpflichtigen Kinder

bzw. Jugendlichen anzutreffen.

Das vergleichsweise hohe Sozialhilferisiko der Kinder und

Jugendlichen wird durch die Sozialhilfequote (Anteil der Hilfe-

bezieher an der jeweiligen Bevölkerungsgruppe) deutlich.

Während am Jahresende 2001 insgesamt 4,3 % der Bevölke-

rung Sozialhilfe im engeren Sinne bezogen, war diese Quote

bei den unter 18-Jährigen mit 8,8 % schon mehr als doppelt so

hoch. Am höchsten war sie in der Gruppe der unter 3-Jährigen.

Jedes neunte Kind (11,6 %) dieser Altersgruppe war auf So-

zialhilfe angewiesen. Insgesamt ist festzustellen, dass das So-

zialhilferisiko für Kinder über dem Gesamtdurchschnitt liegt

und um so höher ist, je jünger das Kind ist, und im Zeitverlauf

zugenommen hat.

5. Ältere Menschen in der Sozialhilfe

1962 wurde die Sozialhilfe als letztes Netz für Kranke, Behin-

derte und Alte eingeführt. Sie sollte ihnen ein menschenwürdi-

ges Leben ermöglichen, obwohl sie nicht arbeiten können. Da-

mit wurde einem der Grundprinzipien unseres Sozialstaats

Rechnung getragen, dass Menschen, die nicht dazu fähig

sind, für ihre Existenzsicherung selbst zu sorgen, in unserer

Gesellschaft Solidarität erfahren.

Damit war bei Einführung des Bundessozialhilfegesetzes

die Sozialhilfe eher eine “Domäne” der älteren Menschen, die

in Ermangelung von ausreichenden Renten- bzw. Versor-

gungsansprüchen auf ergänzende Sozialhilfe angewiesen

waren. Im Laufe der Jahre hat sich hier die Altersgrenze immer

mehr nach unten verschoben. Waren 1970 noch ein Drittel der

Monatsheft 11 + 12/2002 SL 7

Ältere Menschen in der Sozialhilfe
Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen am 31. 12. 2001

0

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

7.000

8.000

9.000

10.000

insgesamt 50 - 60 60 - 65 65 - 70 70 - 75 75 und älter

Insgesamt Männer Frauen

Alter von ... bis unter ... Jahre

4 Ältere Menschen als Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen am 31.12.2001

Geschlecht
Ältere Menschen
(über 50 Jahre)

insgesamt

Erwerbsphase Übergangsphase Ruhestandsphase

im Alter von ... bis ... unter Jahren

50 - 60 60 - 65 65 - 70 70 - 75 75 und älter

Anzahl

INSGESAMT 9 278 3 635 2 057 1 386 977 1 223

Männer 3 379 1 502 830 515 294 238

Frauen 5 899 2 133 1 227 871 683 985

Prozent

INSGESAMT 100 39,2 22,2 14,9 10,5 13,2

Männer 100 44,5 24,6 15,2 8,7 7,0

Frauen 100 36,2 20,8 14,8 11,6 16,7



über 60-Jährigen auf Sozialhilfe angewiesen, so sind es heute

nur noch rund 12 %, die diese Leistungen in Anspruch nahmen.

Unter den Sozialhilfeempfängern im engeren Sinne befan-

den sich 9 278 Personen, die älter als 50 Jahre alt waren. In die

Altersbetrachtung werden die Personen zwischen 50 und 60

Jahren mit einbezogen, da für diesen Personenkreis auf dem

Arbeitmarkt nur noch eine sehr geringe Möglichkeiten besteht,

eine neue Arbeitsstelle zu finden. 5 899 Frauen waren älter als

50 Jahre, was einem Anteil von 63,6 % entspricht. Unterteilt

nach Altersklassen ergibt sich dabei folgendes Bild: 3 635 Per-

sonen befanden sich im uneingeschränkten Erwerbsalter (50

bis 59 Jahre), 2 057 Personen im Übergang zum Ruhestand

(60 bis 65 Jahre) und 3 586 Personen im Ruhestandsalter

(über 65 Jahre).

Unter den 23 673 Sozialhilfehaushalten befanden sich 4 749

sogenannte Rentnerhaushalte (Alter des Haushaltsvorstan-

des 60 Jahre und älter), die zur Aufstockung neben der Alters-

rente bzw. Pension noch Sozialhilfe als ergänzende Hilfe zum

Lebensunterhalt erhielten, um ihr Existenzminimum zu si-

chern.

Im Vergleich zu Kindern besitzen ältere Menschen ein ver-

gleichsweise geringes Sozialhilferisiko. Dies verdeutlicht die

Sozialhilfequote. Während zum Jahresende 2001 insgesamt

4,3 % der Bevölkerung Sozialhilfe im engeren Sinne bezogen,

und Minderjährige sogar bei 8,8 % lagen, war diese Quote bei

den älteren Menschen über 60 Jahre mit 2,0 % relativ gering.

Insgesamt bleibt festzustellen, dass das Sozialhilferisiko bei

älteren Personen unter dem Durchschnitt liegt, mit zunehmen-

dem Alter abnimmt und im Zeitverlauf immer mehr abgenom-

men hat.

Mehr als zwei Drittel (69,2 % oder 3 287 Personen) der So-

zialhilfeempfänger über 60 Jahren lebten als sogenannter Ein-

personenhaushalt, ein Fünftel (20,5 %) lebte in einem Haus-

halt mit einem Ehepartner zusammen. Lediglich 1,5 % der älte-

ren Sozialhilfeempfänger lebte in einer nichtehelichen Le-

bensgemeinschaft. Mit zunehmendem Alter steigt der Anteil

der Alleinstehenden, während der Anteil der Ehepaare sinkt.

So waren bei den über 75-jährigen Sozialhilfeempfängern

mehr als drei Viertel (78,2 %) allein stehend, während nur

10,7 % noch mit ihrem Ehepartner zusammenlebten. Der zu-

nehmende Anteil der allein stehenden Frauen unter den über

60-Jährigen aufgrund der höheren Lebenserwartung bei den

Frauen führt zu einem relativ hohen Anteil der weiblichen Hilfe-

empfänger in dieser Altersklasse. Die älteren männlichen So-

zialhilfeempfänger lebten hingegen in der überwiegenden

Mehrzahl der Fälle mit ihren Ehefrauen zusammen.

6. Ausländer in der Sozialhilfe

In der Bundesrepublik Deutschland lebende Ausländer haben

grundsätzlich wie Deutsche Anspruch auf Sozialhilfe. Wie be-

reits erwähnt, erhalten Asylbewerber und sonstige nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz Berechtigte seit dem 1.11.1993

anstelle von Sozialhilfe Leistungen nach dem Asylbewerber-

leistungsgesetz.

Im Rahmen der Sozialhilfestatistik werden Ausländer erst ab

dem Berichtsjahr 1980 separat nachgewiesen. Seit diesem

Zeitpunkt hat sich ihre Zahl kontinuierlich erhöht. Im ersten

Jahr ihrer Erfassung bezogen 1 783 ausländische Bürger lau-

fende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen

(damals noch einschließlich Asylbewerber). Ende 2001 belief

sich ihre Zahl auf 8 964 Personen, also fünf mal so viel. Dies

entspricht einem Anteil von 19,6 % an allen Hilfebeziehern.
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Ausländische Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von
Einrichtungen im Saarland am 31.12.2001
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Die nichtdeutschen Sozialhilfeempfänger werden in der Sta-

tistik in vier Personengruppen erfasst und nachgewiesen.

EU-Ausländer hatten einen Anteil von knapp 20 %, die Asyl-

berechtigten stellten mit 1 853 Personen gut 20 % der Bedarfs-

berechtigten, Bürgerkriegsflüchtlinge spielten mit 2,5 % eine

untergeordnete Rolle und auf sonstige Ausländer entfiel der

Hauptanteil von 57,7 %. Unter den ausländischen Hilfeemp-

fängern waren die Frauen ebenfalls stärker repräsentiert als

die Männer, ihre Quote lag bei 53,0 % (Deutsche 59,0 %). Der

Anteil der Minderjährigen an den ausländischen Hilfebezie-

hern lag mit 34,7 % 2,4 Prozentpunkte niedriger als bei den

deutschen Empfängern. Dies spiegelt sich auch im Durch-

schnittsalter wider, das bei den Ausländern mit 32,9 Jahren um

2,6 Jahre höher lag als bei den deutschen Hilfeempfängern.

Als Maß für die Inanspruchnahme von Sozialhilfe durch ein-

zelne Bevölkerungsgruppen gilt die Sozialhilfequote. Sie gibt

den Anteil der Hilfebezieher an der jeweiligen Bevölkerungs-

gruppe wieder. Demnach erhielten deutsche Hilfeempfänger

mit einer Quote von 3,8 % deutlich weniger oft Sozialhilfe als

Ausländer (10,1 %).

Von den 4 695 Ausländern im erwerbsfähigen Alter zwi-

schen 18 und 60 Jahren - nur diese Altersklassen sind für die

Bestimmung des Arbeitskräftepotentials von Interesse - waren

ähnlich wie bei den deutschen Hilfeempfängern nur 8,5 % in ei-

nem Beschäftigungsverhältnis. Hier fällt jedoch auf, dass der

Anteil der Vollzeitbeschäftigten mit 58,8 % wesentlich höher

lag als bei den Deutschen (36,2 %). Ursache hierfür ist, dass

im Verhältnis gesehen wesentlich mehr männliche ausländi-

sche Hilfeempfänger erwerbstätig sind als deutsche. Auch

spielt vielfach die Familientradition eine Rolle, in der die Frau

eher diejenige ist, die für Haushalt und Kinder verantwortlich

zeichnet. Arbeitslos gemeldet waren 2 233 Personen, von de-

nen etwas mehr als ein Drittel Leistungen nach dem Arbeitsför-

derungsgesetz bekam. Bei den aus sonstigen Gründen Nicht-

erwerbstätigen fällt auf, dass hier der Anteil derjenigen, die we-

gen Krankheit, Behinderung bzw. Berufsunfähigkeit keine Be-

schäftigung haben, mit nur 3,9 % erheblich unter dem Wert der

deutschen Hilfeempfängern (9,2 %) liegt.

Betrachtet man die ausländischen Hilfebezieher im er-

werbsfähigen Alter nach ihrem Schulabschluss, so stellt man

fest, dass deutlich weniger Personen einen Hauptschul- bzw.

Realschulabschluss haben als ihre vergleichbaren deutschen

Mitbürger. Beim Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss

zeigt sich jedoch ein erstaunliches Bild. Hier haben drei mal so

viele ausländische Leistungsbezieher diesen Abschluss ange-

geben wie deutsche. Bei 10 % wurde kein Schulabschluss re-

gistriert und bei 38 % ist der Schulabschluss unbekannt. Ein

ähnliches Bild zeigt sich auch bei dem Berufsabschluss. Annä-

hernd 40 % haben keinen beruflichen Ausbildungsabschluss

bzw. er ist unbekannt. Jeder siebte Ausländer hat eine abge-

schlossene Lehre in einem kaufmännischen oder gewerblich,

technischen Beruf. Einen Fachhochschul- bzw. Hochschulab-

schluss haben 3,9 %, vier mal so viel wie bei den deutschen

Sozialhilfeempfängern.

Ältere Ausländer sind grundsätzlich nicht häufiger auf So-

zialhilfe angewiesen, als deutsche Personen dieses Alters. Im

Durchschnitt sind 12,9 % der ausländischen Sozialhilfeemp-

fänger über 60 Jahre alt, 0,7 Prozentpunkte mehr als bei den

deutschen.

7. Bedarfsgemeinschaften

Wie bereits erwähnt, ist Hilfe zum Lebensunterhalt dem zu ge-

währen, der seinen notwendigen Lebensunterhalt nicht oder

nicht ausreichend aus eigener Kraft und aus eigenen Mitteln

und vor allem aus seinem Einkommen und Vermögen be-

schaffen kann. Jeder Hilfebedürftige hat einen selbständigen

Anspruch auf diese Hilfe. Sind mehrere Personen in einer Be-

darfsgemeinschaft, die in ihrer Abgrenzung weitgehend einem

Haushalt entspricht, hilfebedürftig, so wird für diese eine Ge-
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5 Erwerbsstatus der ausländischen Bezieher von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen
im Alter von 18 bis unter 60 Jahren am 31.12.2001

Erwerbsstatus Anteil in % Anzahl

Erwerbstätig
8,5 %

Vollzeit 5,0 236

Teilzeit 3,5 165

Arbeitslos
47,6 %

mit AFG-Leistungen 16,1 754

ohne AFG-Leistungen 31,5 1 479

Nicht erwerbstätig wegen …
43,9 %

Aus- und Fortbildung 3,8 179

häuslicher Bindung 23,0 1 082

Krankheit 3,9 182

Altersgründen 1,0 47

sonstigen Gründen 12,2 571

INSGESAMT 100 4 695



samtleistung festgelegt. In der Statistik unterscheidet man fol-

gende Typen von Bedarfsgemeinschaften:

• Ehepaare mit und ohne minderjährige Kinder

• Nichteheliche Lebensgemeinschaften mit und ohne minder-

jährige Kinder

• Einzeln nachgewiesene Haushaltsvorstände

• Männliche und weibliche Haushaltsvorstände (allein Erzie-

hende) mit minderjährigen Kindern

• Sonstige Bedarfsgemeinschaften ohne Haushaltsvorstand

und sonstige einzelne Hilfeempfänger.

Die Leistungsgewährung richtet sich nach dem Regelbedarf,

dem Mehrbedarf, den Kosten der Unterkunft, Heizungskosten

und sonstigen Leistungen wie beispielsweise Kranken- und

Pflegeversicherungsbeiträge usw.

Die Zahl der Haushalte, die im Saarland zum Jahresende

2001 laufende Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz

erhielt, belief sich auf 23 673, das sind knapp 2 % weniger als

vor Jahresfrist. Den zahlenmäßig bedeutsamsten Bedarfsge-

meinschaftstyp stellten allein lebende Haushaltsvorstände

(Einpersonenhaushalte) mit einem Anteil von 40,8 % dar. Da-

rüber hinaus gab es 2 263 Ehepaare mit Kindern unter 18 Jah-

ren und 1 842 Ehepaare ohne Kinder, die ihren Lebensunter-

halt ganz oder teilweise von Sozialhilfe bestritten. Besonders

häufig waren Bedarfsgemeinschaften von allein Erziehenden

von Sozialhilfebezug betroffen. Ihre Zahl belief sich auf 5 222

Haushalte (22,1 %), in denen 8 496 Minderjährige lebten. Die

nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit und ohne Kinder

machen 1 032 der Bedarfsgemeinschaften aus. Des Weiteren

gab es 2 474 Bedarfsgemeinschaften ohne Haushaltsvorstand

und 1 177 sonstige anderweitig nicht erfasste Bedarfsgemein-

schaften.

Die Sozialhilfe leistet nicht nur materielle Hilfe in der Situa-

tion der Hilfebedürftigkeit, sondern ist zugleich darauf ausge-

richtet, den Hilfeempfänger bei der Überwindung dieser Situa-

tion zu unterstützen. Die Chancen, den Lebensunterhalt aus

eigenen Kräften bestreiten zu können, ist bei einer kurzen

Phase des Hilfebezugs größer als im Falle eines Langzeitbe-

zugs. Zur Einschätzung, welche Personengruppen als beson-

ders gefährdete “Risikogruppen” gelten und entsprechend in-

tensiver Hilfebemühungen bedürfen, ist daher die Bezugsdau-

er ein wichtiger Anhaltspunkt.

Die durchschnittliche Bezugsdauer der Hilfe lag im Saarland

zum Jahresende bei fast vier Jahren (46,9 Monaten). Eine we-

sentlich längere Inanspruchnahme der Hilfe war bei allein ste-

henden Frauen mit über 67 Monaten zu beobachten. Unter-

durchschnittliche Werte wurden insbesondere bei nichteheli-

chen Lebensgemeinschaften (27,1 Monaten), Ehepaaren mit

Kindern (30,4 Monaten) und bei allein erziehenden Männern

mit 34,8 Monaten festgestellt. Insbesondere bei Ehepaaren

mit Kindern ist das Interesse oder die Möglichkeit, einen neuen

Job zu finden, um dadurch von der Sozialhilfe loszukommen,

wohl eher gegeben, als bei alleinstehenden Personen. Glei-

ches gilt für allein erziehende männliche Hilfebezieher, die in

der Regel keine Unterhaltsansprüche gegenüber ihrem ge-

schiedenen Ehepartner haben.

Der durchschnittliche monatliche Bruttobedarf an Sozialhil-

feleistungen lag im Saarland insgesamt bei 838 Euro pro

Haushalt, 17 Euro über dem Niveau des Vorjahres. Hiervon

entfielen allein 273 Euro auf die Kaltmiete, was einem Anteil

von 32,5 % entspricht. An angerechnetem Einkommen stan-

den dem Haushalt durchschnittlich 436 Euro zur Verfügung, so

dass der letztlich zu zahlende Nettoanspruch auf Sozialhilfe

bei monatlich 402 Euro pro Haushalt lag. Deutlich höher fielen
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Bedarfsgemeinschaften von Empfängern laufender Hilfe zum
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen am 31.12.2001

nach Typen der Bedarfsgemeinschaft

Ehepaare ohne Kinder unter 18
Jahren
7,8 %

Sonstige
Bedarfsgemeinschaften

15,3 %

Einzeln nachgewiesene
Haushaltsvorstände

40,8 %

Ehepaare mit Kindern unter 18
Jahren
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diese Ansprüche beispielsweise bei Ehepaaren mit Kindern

mit monatlich 502 Euro bzw. bei allein erziehenden Frauen mit

Kindern mit 514 Euro aus. Die niedrigsten Ansprüche hatten

allein stehende Frauen mit gerade einmal 346 Euro.

Der weitaus größte Teil (89,5 %) der Bedarfsgemeinschaf-

ten bezog Sozialhilfe als ergänzende Hilfe zum Lebensunter-

halt, d.h. es war zusätzliches Einkommen vorhanden. Ledig-

lich 10,5 % der Haushalte verfügte zum Erhebungsstichtag

über kein eigenes Einkommen, lebte also ausschließlich von

Sozialhilfe. Von den 21 183 Bedarfsgemeinschaften, denen

Einkommen angerechnet wurde, erhielten die meisten Wohn-

geld (16 168 Fälle) und Kindergeld (11 039 Fälle). Einkünfte

aus Erwerbstätigkeit sowie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe waren

für viele Haushalte neben der Sozialhilfe die Grundlage um ih-

ren Lebensunterhalt zu bestreiten. Bei älteren Menschen

spielten Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung eine

große Rolle und bei allein erziehenden Frauen waren es Un-

terhaltsleistungen, die angerechnet wurden.

Oft sind es besondere soziale Situationen, die Menschen

dazu veranlassen, den Weg zum Sozialamt zu gehen. So sind

neben zu geringem Erwerbseinkommen und der Arbeitslosig-

keit Scheidung oder Trennung vom Ehepartner vielfach der

Grund für den Sozialhilfebezug. Im Jahre 2001 war dies in

4 298 Fällen so. Der Tod eines Familienangehörigen, oft der

des Ernährers, war in 1 300 Fällen der Anlass für die Hilfege-

währung. Auch die Geburt eines Kindes (994 Fälle) ist häufig

eine Ursache, das Sozialamt aufzusuchen. Denn nicht selten

ist bei allein Erziehenden die Geburt eines Kindes mit dem Ver-

lust des Arbeitsplatzes verbunden bzw. es muss eine größere

Wohnung gesucht werden.
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Preise

Marie-Luise Pfaff

Statistik der Verbraucherpreise
Die Revision 2000 - Änderungen auf einen Blick

In Deutschland wird die Berechnung des Verbraucherpreis-

indexes im Januar 2003 auf das neue Basisjahr 2000 umge-

stellt. Zur Zeit erfolgt die Berechnung noch auf der Basis

1995 = 100. Mit der Umstellung sind folgende Änderungen ver-

bunden:

1. Wegfall der Preisindizes für spezielle Haus-
haltstypen

Mit der Einführung des Preisbasisjahres 2000 entfällt die Be-

rechnung von Verbraucherpreisindizes für spezielle Haus-

haltstypen:

• Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten

von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen

• Preisindex für die Lebenshaltung von 4-Personen-Haushalten

von Beamten und Angestellten mit höherem Einkommen

• Preisindex für die Lebenshaltung von 2-Personen-Rentner-

haushalten mit geringem Einkommen.

2. Umbenennung in “Verbraucherpreisindex für
Deutschland”

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte

in Deutschland wird in Zukunft als “Verbraucherpreisindex für

Deutschland” (VPI) bezeichnet. Wegen des Wegfalls der

Preisindizes für spezielle Haushaltstypen ist ein Hinweis auf

alle privaten Haushalte in der Indexbezeichnung nicht mehr er-

forderlich. Ebenfalls sollen durch die neue Bezeichnung Ver-

wechselungen mit einem “Lebenshaltungskostenindex” ver-

mieden werden.

3. Einführung eines einheitlichen Wägungsschemas

Künftig wird der Indexberechnung ein bundeseinheitliches

Wägungsschema zugrunde gelegt. Es wird nach der Umstel-

lung auf das Basisjahr 2000 keine unterschiedlichen Wä-

gungsschemata für das frühere Bundesgebiet und die neuen

Länder mehr geben. Damit entfällt auch die Berechnung und

Veröffentlichung des Preisindexes für die Lebenshaltung aller

privaten Haushalte im früheren Bundesgebiet bzw. in den neu-

en Ländern und Berlin-Ost.

In einer Vielzahl von Miet-, Pacht- und anderen Verträgen

wird in sogenannten Wertsicherungsklauseln Bezug auf einen

Preisindex für die Lebenshaltung genommen. Diese Verträge

müssen auf den neuen Verbraucherpreisindex umgestellt wer-

den. Beim Abschluss neuer Verträge mit Wertsicherungsklau-

seln sollte die neue Basis zugrunde gelegt werden. Um Proble-

me bei der Umstellung auf ein neues Basisjahr zu reduzieren,

ist es ratsam, Wertsicherungen auf die Indexveränderung in

Prozent und nicht mehr in Punkten abzustellen.
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Veröffentlichungen des Statistischen Landesamtes

I. Zusammenfassende Schriften

Statistisches Jahrbuch für das Saarland

Das Statistische Jahrbuch bietet aktuelle Informationen aus allen wichtigen Bereichen des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens.
Die Darstellung in Tabellenform, die vielfach mehrjährige Vergleiche erlaubt, wird durch textliche Erläuterungen sowie durch übersichtliche
Schaubilder und Grafiken ergänzt. Wichtige Daten aus der amtlichen Statistik der anderen Bundesländer und des Bundes sowie der Länder
der EU runden das Informationsangebot ab.

Statistik-Journal, Statistisches Monatsheft Saarland

Das Statistik-Journal informiert monatlich über aktuelle Ergebnisse aus einer Vielzahl von Bereichen der amtlichen Statistik. Neben Text-
beiträgen geben Grafiken und ein Zahlenspiegel umfassende Einblicke in das wirtschaftliche und soziale Geschehen im Saarland.

Saarland heute - Statistische Kurzinformationen (erscheint jährlich)

II. Fachstatistische Schriften

Handbuch Öffentliche Finanzen

Erscheinungsweise jährlich. Das Handbuch stellt Grunddaten über die aktuelle Finanzsituation im öffentlichen Bereich zur Verfügung. Ange-
geben sind sowohl einfache Bestandszahlen als auch funktional gegliederte Ergebnisse für Gemeinden und Land.

Statistische Berichte

Zur schnellen Unterrichtung von Verwaltung und anderen Interessenten werden hier die neuesten Ergebnisse der laufenden Statistiken wie
auch die ersten Resultate von Sondererhebungen veröffentlicht. Ihre sachliche Gliederung ist sehr differenziert und bundeseinheitlich fest-
gelegt.

Bildung - Kurzinformation (erscheint jährlich)

III. Reihen

Einzelschrift zur Statistik des Saarlandes

In dieser Reihe, die bis heute mehr als 100 Bände umfasst, werden aus dem gesamten Spektrum der amtlichen Statistik schwerpunktmäßig
Einzelthemen behandelt. Insbesondere werden hier Ergebnisse von Erhebungen dargestellt, die nur in mehrjährigen Abständen stattfinden,
so etwa die Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung, Handels- und Gaststättenzählung, Handwerkszählung etc.

Saarland in Zahlen (Sonderhefte)

In dieser Reihe werden sachlich und teils auch regional tief gegliederte Ergebnisse mit fachlichen Schwerpunkten veröffentlicht. Regelmäßig
erscheinen die Sonderhefte aus den Bereichen Produzierendes Gewerbe, Agrarberichterstattung und allgemein bildende Schulen.

Saarländische Gemeindezahlen

In dieser jährlich erscheinenden Publikation werden Informationen aus den verschiedensten Bereichen der amtlichen Statistik auf Gemeinde-
bzw. Kreisebene veröffentlicht.

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder - Gemeinschaftsveröffentlichungen der Statistischen
Landesämter

Ergebnisse über Entstehung, Verteilung und Verwendung des Sozialprodukts nach Ländern sowie Bruttowertschöpfung der kreisfreien Städte
und Landkreise. Erscheinungsweise ein- bis zweijährlich. Erwerbstätigenrechnung der Länder.

IV. Verzeichnisse
wie Gemeindeverzeichnis, Schulverzeichnis, Krankenhausverzeichnis, Straßenverzeichnis, Märkte im Saarland, Systematischer Daten-
bestandskatalog des Saarländischen Planungs- und Informationssystems SAPLIS usw. werden regelmäßig aktualisiert herausgegeben.

STATISTISCHES LANDESAMT SAARLAND - Presse- und Informationsdienst

Virchowstraße 7, 66119 Saarbrücken,�06 81/5 01 - 59 35/- 59 25, Telefax 06 81/5 01 - 59 21
E-Mail: statistik@stala.saarland.de Internet: http://www.statistik.saarland.de



Wahlen

Karl-Heinz Eich

Bundestagswahl 2002
- Repräsentative Wahlstatistik -

Vorbemerkung

Nachdem die repräsentative Wahlstatistik für die Bundes-

tagswahlen 1994 und 1998 durch den Bundesgesetzge-

ber ausgesetzt worden war, wurde bei der Wahl zum 15. Deut-

schen Bundestag am 22. September 2002 wieder eine Reprä-

sentativerhebung durchgeführt. Im Vergleich zu früheren Wah-

len sind bei der Bundestagswahl 2002 erstmals auch Brief-

wähler miteinbezogen worden. Die Wahlbezirke wurden so

ausgewählt, dass sie einen repräsentativen Querschnitt für

das Saarland abbilden. Von den insgesamt 1 200 saarländi-

schen Wahlbezirken wurden 64 Bezirke aus 38 Gemeinden in

die Repräsentativstatistik einbezogen, was einer Repräsenta-

tion von 5,7 % der Wahlberechtigten entspricht.

Rechtsgrundlage für die Durchführung der repräsentativen

Bundestagswahlstatistik ist das Gesetz über die allgemeine

und repräsentative Wahlstatstik bei der Wahl zum Deutschen

Bundestag und bei der Wahl der Abgeordneten des Europäi-

schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland

(Wahlstatistikgesetz - WstatG) vom 21. Mai 1999 (BGBl. I

S. 1 023), geändert durch Gesetz vom 17. Januar 2002

(BGBl. I S. 412).

Ziel der repräsentativen Wahlstatistik ist es, Zahlenmaterial

zur Analyse des Wahlverhaltens, d.h. über Wahlbeteiligung

und Stimmabgabe nach Altersgruppen und Geschlecht der

Wählerschaft zu liefern, das nicht auf Umfrageergebnissen be-

ruht und somit eine objektive Datenbasis liefert. Dazu werden

Wählerverzeichnisse und Stimmzettel für die Stichprobenbe-

zirke ausgewertet.

Das Wahlverfahren in den repräsentativen Wahlbezirken

unterscheidet sich von den anderen Bezirken dadurch, dass

die amtlichen Stimmzettel mit einem Aufdruck “Männer“ und
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“Frauen“ und einer Altersgruppe versehen sind. Insgesamt

gab es bei der vergangenen Bundestagswahl fünf Geburtsjah-

res- bzw. Altersgruppen:

1978 - 1984 (18 - 24)

1968 - 1977 (25 - 34)

1958 - 1967 (35 - 44)

1943 - 1957 (45 - 59)

1942 und früher (60 und älter).

Die gekennzeichneten, aber dennoch anonymen Stimmzettel

wurden durch das Statistische Landesamt ausgewertet, wo-

hingegen die für die Ermittlung der Wahlbeteiligung nach Al-

tersgruppen und Geschlecht die Wählerverzeichnisse in den

Stichprobenwahlbezirken ausgezählt wurden. Die Ergebnisse

wurden dem Statistischen Landesamt mitgeteilt. Im Gegen-

satz zu den Stimmzetteln wurden bei der Ermittlung der Wahl-

beteiligung zehn Alters- bzw. Geburtsjahrgruppen unter-

schieden:

1982 - 1984 (18 - 20)

1978 - 1981 (21 - 24)

1973 - 1977 (25 - 29)

1968 - 1972 (30 - 34)

1963 - 1967 (35 - 39)

1958 - 1962 (40 - 44)

1953 - 1957 (45 - 49)

1943 - 1952 (50 - 59)

1933 - 1942 (60 - 69)

1932 und früher (70 und älter).

Durch diese Trennung der Auszählungen, vor allem aber

durch die Auswahl der Stimmbezirke mit einer bestimmten

Mindestanzahl an Wahlberechtigten und durch die Wahl der

Altersgruppen ist sichergestellt worden, dass Rückschlüsse

auf die Stimmabgane einzelner Personen ausgeschlossen

sind.

Um das Wahlgeheimnis zu wahren, dürfen auch keine Er-

gebnisse für einzelne Stichprobenwahlbezirke veröffentlicht

werden.

1. Geringe Abweichungen zwischen Gesamt-
ergebnis und Repräsentativergebnis

Der Repräsentationsgrad von Stichprobenergebnissen bei

Wahlen war bei früheren Wahlen dadurch eingeschränkt, dass

keine Briefwähler in die Stichprobenauswahl einbezogen wa-

ren. Durch die Änderung des Wahlstatistikgesetzes für die

Bundestagswahl 2002 wurde es möglich, erstmals auch Brief-

wahlbezirke in einer repräsentativen Wahlstatistik zu berück-

sichtigen. Im Saarland befanden sich unter den 64 ausgewähl-

ten Wahlbezirken 7 Briefwahlbezirke. Ein Vergleich des Ge-

samtergebnisses mit dem Ergebnis der repräsentativen Bun-

destagswahlstatistik zeigt denn auch, dass die Abweichungen

zwischen Totalergebnis und Stichprobe sehr gering ausgefal-

len sind.

2. Wahlbeteiligung und Struktur der Wahlberech-
tigten

Bei der Bundestagswahl am 22. September 2002 waren

821 218 Saarländerinnen und Saarländer aufgerufen, von ih-

rem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Nach der repräsentati-

ven Wahlstatistik betrug die Wahlbeteiligung 79,7 % und lag

damit beträchtlich über dem Ergebnis der Landtagswahl 1999,

als nur eine Beteiligung von 64,7 % erreicht wurde. Die Frauen

sind mit einem Anteil von 52,2 % aller Wahlberechtigten in der

Überzahl. Die Wahlbeteiligung lag bei den Frauen mit 79,0 %

und bei den Männern mit 80,4 % etwa gleich.

Im Vergleich zur letzten Bundestagswahl ist die Bereitschaft,

sich an der Wahl zu beteiligen, im Saarland um fast 5 %-Punkte

zurückgegangen. Diese rückläufige Tendenz bei der Stimm-

abgabe zeigte sich in allen Bundesländern mit Ausnahme von

Bayern, das einen Zuwachs von 2,3 %-Punkten verzeichnen

konnte und mit 81,5 % die höchste Wahlbeteiligung erreichte.

Die geringste Wahlbeteiligung wurde in Sachsen-Anhalt mit

68,8 % erzielt. Den stärksten Rückgang meldete Mecklen-

burg-Vorpommern mit 8,8 %-Punkten.

Die allgemeine Bevölkerungsentwicklung und die damit ein-

hergehenden Veränderungen in der Altersstruktur finden auch

in den Wahlergebnissen ihren Niederschlag. Heute stellen die

älteren Mitbürgerinen und Mitbürger ein bedeutendes Wähler-

potential dar. Bei der Bundestagswahl 2002 war mit 30,6 % na-

hezu jeder dritte Wahlberechtigte (ohne Wahlschein) 60 Jahre

oder älter. Bei den Frauen lag der Anteil bei 34,0 %, wohinge-

gen bei den Männern nur 27,1 % zu dieser Altersgruppe gehör-

ten. Die Gruppe der Wählerinnen und Wähler unter 35 Jahren

stellte bei der Bundestagswahl 22,3 % (Landtagswahl 1999:

24,4 %) aller Wahlberechtigten. Die Jungwähler im Alter zwi-

schen 18 und 25 Jahren kamen auf einen Anteil von 9,1 %

(Landtagswahl 1999: 8,4 %).
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Vergleich Repräsentativergebnis mit Gesamtergebnis
bei der Bundestagswahl 2002

Wahlbeteiligung
Stimmabgabe

Repräsentativ-
ergebnis

Gesamt-
ergebnis

Abweichung
in %-Punkten

Wahlbeteiligung 79,7 80,0 - 0,3

SPD 45,8 46,0 - 0,2

CDU 35,2 35,0 0,2

GRÜNE 7,5 7,6 - 0,1

FDP 6,8 6,4 0,4

Sonstige 4,8 5,1 - 0,3

BEITRÄGE



Das größte Interesse an der Wahl zeigten die 45- bis unter

60-jährigen Wahlberechtigten, von denen 82,8 % ihre Stimme

abgaben. Dagegen gingen nur 72,1 % der Jungwähler unter

25 zur Wahl.

3. Ungültige Stimmen

Nach den Ergebnissen der repräsentativen Bundestagswahl-

statistik sind 1,8 % aller Stimmen ungültig. Über die Hälfte der

ungültigen Stimmzettel waren leer oder durchgestrichen. Die

zweithäufigste Ursache für die Ungültigkeit von Stimmzetteln

war das Ankreuzen mehrerer Parteien.

4. Wahlberechtigte mit Wahlschein

Wie schon erwähnt, sind erstmals bei einer Repräsentativsta-

tistik auch Briefwahlbezirke in die Stichprobe miteinbezogen

worden, um den Repäsentationsgrad dieser Wahlstatistik zu

verbessern. Eine Auszählung der Stimmzettel nach Briefwäh-

lerstimmen ist aber aus methodischen Gründen nicht möglich,

da die Stichprobenauswahl nur in ihrer Gesamtheit, d.h. ein-

schließlich der Briefwahlbezirke, als repräsentativ anzusehen

ist. Es besteht jedoch bei der repräsentativen Wahlstatistik die

Möglichkeit, durch die Auszählung der Wählerverzeichnisse

die Wahlberechtigten mit Wahlschein festzustellen. Nach den

Ergebnissen der repräsentativen Wahlstatistik beträgt der An-

teil der an Wahlberechtigte ausgegebenen Wahlscheine

14,0 %. Fast die Hälfte (47,7 %) der Wahlscheininhaber war 60

Jahre und älter. Bei den Frauen dieser Altersgruppe lag der

Anteil sogar bei 52,5 %.

Die Zahl der “echten“ Briefwähler aus der Totalerhebung

liegt höher. 17,3 % aller Wähler machten bei der Bundestags-

wahl 2002 von ihrem Recht Gebrauch, per Brief zu wählen.

Der Vergleich der Briefwahlanteile (Zweitstimmen) in den Par-

teien zeigt, dass bei der CDU jeder fünfte Wähler (19,2 %)

Briefwahl gemacht hat. Bei der SPD ist der Briefwahlanteil mit

16,5 % etwas geringer. Bei den GRÜNEN liegt der Briefwahl-

anteil bei 15,3 %, von den FDP-Wählern gaben 18,4 % ihre

Stimme per Brief ab. Den höchsten Briefwahlanteil bei den

Parteien hatten die GRAUEN mit 21,5 %.

5. Stimmverhalten nach Alter und Geschlecht

Im Rahmen der repräsentativen Bundestagswahlstatistik wur-

de das Wahlverhalten von rund 37 000 Wählerinnen (51,8 %)

und Wählern (48,2 %) ausgewertet.

Ein Blick auf die Ergebnisse nach der Altersgliederung zeigt

bei den Zweitstimmen, dass fast ein Drittel (32,1 %) aller SPD-

Wähler 60 Jahre und älter ist. Der Anteil der CDU-Wähler in

dieser Altersgruppe beträgt sogar 41,9 %. Deutlich geringer

fallen die Anteile bei den GRÜNEN mit 16,2 % und der FDP mit

22,3 % aus. Der Anteil der Jungwähler unter 25 Jahre ist bei

SPD (7,5 %) und CDU (6,0 %) deutlich geringer als bei den

GRÜNEN (11,0 %) und der FDP (12,0 %).
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Auch eine Unterscheidung nach dem Geschlecht zeigt teils

deutliche Unterschiede: So gaben 47,1 % der Frauen der SPD

ihre Stimme, aber nur 44,4 % der Männer. Für die CDU votier-

ten 35,0 % der Frauen, was in etwa dem Anteil der Männer
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(35,4 %) entspricht. Von den weiblichen Wählern gaben 7,9 %

ihre Stimme den GRÜNEN, die Männer hatten einen Stimmen-

anteil von 7,0 %. Die FDP wählten mehr Männer (7,4 %) als

Frauen (6,1 %).
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Untersucht man die Parteipräferenz der einzelnen Alters-

gruppen, so zeigt sich bei der SPD, dass die Stimmanteile über

alle Altersgruppierungen relativ gleich sind. Die Werte liegen

zwischen 41,0 % bei den Männern im Alter von 18 bis unter 25

Jahre und 48,6 % in der Altersgruppe der 25- bis unter 35-jähri-

gen Frauen. Anders dagegen das Wahlverhalten bei der CDU.
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Sie erzielte bei Männern unter 25 Jahren und bei Frauen zwi-

schen 25 und 35 Jahren mit jeweils 25,9 % nur unterdurch-

schnittliche Ergebnisse, kam jedoch auf 44,4 % bei den männ-

lichen Wählern im Alter von 60 und mehr Jahren. Die stärkste

Wählergruppe der GRÜNEN sind die Frauen im Alter von 35

bis unter 45 mit einem Stimmenanteil von 12,5 %. Das gerings-
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te Votum für die GRÜNEN zeigten die Männer im Alter von 60

und mehr Jahren mit 3,0 %. Die FDP erzielte bei den Männern

unter 25 Jahren mit 10,9 % ihr höchstes Ergebnis. Die Frauen

im Alter von 60 und mehr Jahren brachten der FDP mit 3,9 %

die wenigsten Stimmen.

6. Stimmensplitting

Bei der Bundestagswahl haben die Wählerinnen und Wähler

zwei Stimmen. Mit der Erststimme können sie die Direktkandi-

datinnen oder Direktkandidaten für den Wahlkreis und mit der

Zweitstimme die Landeslisten der Partei wählen. Dadurch ist

eine unterschiedliche Vergabe der Erst- und Zweistimmen

möglich, das sogenannte Stimmensplitting.

Bei der Bundestagswahl 2002 machten von der Möglichkeit

des Stimmensplittings 17,4 % der Wählerinnen und Wähler

Gebrauch. Parteienbezogen ergaben sich unterschiedliche

Kombinationen bei der Stimmenverteilung. Von allen Wählern,

die der SPD ihre Zweitstimme gaben, votierten 92,1 % auch

mit ihrer Erststimme für diese Partei. Ein ähnliches Stimmen-

verhalten zeigt sich auch bei der CDU mit 93,7 %. Dies zeigt,

dass die Zweitstimmenwähler von SPD und CDU, die Möglich-

keit, mit der Erststimme eine andere Partei oder ungültig zu

wählen, kaum in Betracht ziehen. Dagegen ist bei den Wählern

der GRÜNEN und der FDP diese Einheitlichkeit im Stimmen-

verhalten nicht so ausgeprägt. Nur 26,9 % aller Zweitstimmen-

wähler der GRÜNEN stimmten auch mit ihrer Erstimme für die

eigene Partei, 64,2 % für die SPD, 5,7 % für die CDU und 3,3%

wählten mit der Erststimme andere Parteien oder ungültig.

48,4 % aller FDP-Zweitstimmenwähler gaben auch ihre Erst-

stimme der FDP, 34,2 % der CDU, 13,5 % der SPD, und 3,9 %

votierten mit der Erststimme für andere Parteien oder ungültig.
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Tabelle 1: Altersstruktur der Wahlberechtigten*) und Wähler bei der Bundestagswahl 2002,
der Landtagswahl 1999 und der Europawahl 1999

Altersgruppe Wahl
Wahlberechtigte Wähler

Wahlbeteiligung
(Wähler von 100 Wahlberechtigten)

Männer Frauen insgesamt Männer Frauen insgesamt Männer Frauen insgesamt

18 bis unter 21 B 2002 4,1 3,6 3,8 3,8 3,4 3,6 74,3 73,7 74,0

L 1999 3,8 3,6 3,7 2,8 2,8 2,8 49,3 50,1 49,7

E 1999 3,3 3,3 3,3 2,9 2,7 2,8 50,1 47,4 48,7

21 bis unter 25 B 2002 5,7 4,9 5,3 4,8 4,2 4,5 67,1 66,2 66,7

L 1999 5,2 4,4 4,8 3,5 3,0 3,3 44,1 44,3 44,2

E 1999 4,9 4,4 4,6 3,7 3,0 3,4 43,2 40,4 41,8

25 bis unter 30 B 2002 5,8 5,2 5,5 5,2 4,7 4,9 70,2 69,9 70,0

L 1999 6,6 6,3 6,5 5,0 4,8 4,9 49,7 48,9 49,3

E 1999 6,7 6,2 6,5 4,6 4,5 4,5 39,8 41,6 40,7

30 bis unter 35 B 2002 8,1 7,4 7,7 7,5 7,0 7,2 72,3 73,5 72,9

L 1999 10,2 8,7 9,4 8,3 7,7 8,0 53,2 56,9 55,0

E 1999 10,1 8,8 9,4 7,9 7,5 7,7 45,5 48,9 47,1

35 bis unter 40 B 2002 11,2 10,5 10,9 10,9 10,7 10,8 76,3 78,0 77,2

L 1999 11,1 9,6 10,3 10,4 9,3 9,8 61,4 62,4 61,9

E 1999 11,1 9,4 10,2 9,8 8,8 9,3 51,3 53,8 52,5

40 bis unter 45 B 2002 12,1 10,4 11,2 12,1 10,9 11,5 79,0 80,6 79,8

L 1999 10,7 9,6 10,1 10,2 9,5 9,8 61,8 63,6 62,7

E 1999 10,6 9,5 10,0 9,6 9,0 9,3 52,0 55,0 53,5

45 bis unter 50 B 2002 10,3 9,6 9,9 10,4 9,8 10,1 79,3 79,1 79,2

L 1999 9,7 8,7 9,2 10,1 8,9 9,5 67,4 66,2 66,8

E 1999 9,8 8,7 9,3 9,8 9,2 9,5 57,7 60,5 59,1

50 bis unter 60 B 2002 15,6 14,5 15,0 16,4 15,3 15,8 82,5 81,6 82,1

L 1999 15,6 14,6 15,1 17,5 16,5 17,0 72,9 72,7 72,8

E 1999 15,9 14,7 15,3 17,8 16,8 17,3 65,0 66,0 65,5

60 bis unter 70 B 2002 15,9 16,0 15,9 17,2 17,7 17,5 85,2 85,2 85,3

L 1999 15,9 16,0 15,9 19,3 18,9 19,1 79,1 76,0 77,5

E 1999 16,2 15,9 16,1 20,1 19,2 19,7 71,8 69,9 70,8

70 und mehr B 2002 11,2 18,0 14,7 11,8 16,2 14,0 82,6 69,5 74,4

L 1999 11,1 18,7 15,1 13,0 18,5 15,8 76,3 63,6 68,1

E 1999 11,4 18,9 15,3 13,8 19,2 16,6 69,7 58,7 62,6

INSGESAMT B 2002 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 78,8 77,0 77,9

L 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 65,4 64,2 64,7

E 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 57,8 57,8 57,8

*) Ohne Wahlschein.
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Tabelle 2: Wähler und Nichtwähler bei der Bundestagswahl 2002, der Landtagswahl 1999
und der Europawahl 1999 nach Alter und Geschlecht

Altersgruppe

Von 100 Wahlberechtigten insgesamt waren

Urnenwähler1) Briefwähler2) Nichtwähler3)

B 2002 L 1999 E 1999 B 2002 L 1999 E 1999 B 2002 L 1999 E 1999

Männer

18 bis unter 21 69,7 46,3 47,7 6,2 6,0 4,8 24,1 47,7 47,5

21 bis unter 25 62,1 40,9 39,8 7,5 7,2 7,9 30,4 51,9 52,3

25 bis unter 30 61,6 45,2 36,7 12,2 9,0 7,8 26,2 45,8 55,6

30 bis unter 35 64,4 48,8 42,4 10,9 8,3 6,8 24,7 42,9 50,8

35 bis unter 40 69,1 56,0 48,4 9,5 8,8 5,8 21,4 35,2 45,8

40 bis unter 45 72,6 56,0 48,3 8,1 9,4 7,1 19,3 34,6 44,6

45 bis unter 50 70,1 60,0 53,2 11,6 11,0 7,9 18,3 29,0 39,0

50 bis unter 60 71,1 63,3 59,1 13,9 13,2 9,0 15,0 23,5 31,9

60 bis unter 70 71,8 67,2 63,5 15,9 15,1 11,5 12,3 17,7 25,0

70 und mehr 64,6 61,0 57,9 21,8 20,1 17,0 13,6 18,9 25,2

INSGESAMT 68,6 57,5 52,5 12,9 12,0 9,3 18,5 30,5 38,3

Frauen

18 bis unter 21 68,7 46,3 45,0 6,8 7,6 5,1 24,5 46,1 49,9

21 bis unter 25 57,8 40,3 37,6 12,7 9,1 6,9 29,5 50,6 55,5

25 bis unter 30 62,1 44,2 38,9 11,2 9,6 6,6 26,8 46,1 54,5

30 bis unter 35 65,8 51,1 45,6 10,4 10,2 6,8 23,8 38,7 47,7

35 bis unter 40 70,8 56,3 50,4 9,2 9,7 6,4 20,0 34,0 43,2

40 bis unter 45 73,1 57,8 51,0 9,3 9,1 7,3 17,6 33,1 41,7

45 bis unter 50 70,4 58,0 55,7 11,0 12,5 7,9 18,6 29,6 36,3

50 bis unter 60 69,1 62,2 59,5 15,2 14,5 9,9 15,6 23,4 30,6

60 bis unter 70 70,7 64,2 61,4 17,1 15,4 12,1 12,2 20,3 26,5

70 und mehr 52,1 48,6 47,6 25,0 23,6 19,0 22,9 27,9 33,4

INSGESAMT 65,5 55,0 51,6 15,0 14,3 10,7 19,5 30,7 37,7

INSGESAMT

18 bis unter 21 69,2 46,3 46,3 6,5 6,8 5,0 24,3 46,9 48,8

21 bis unter 25 60,0 40,6 38,7 10,0 8,1 7,4 30,0 51,3 53,9

25 bis unter 30 61,8 44,7 37,8 11,7 9,3 7,2 26,5 46,0 55,0

30 bis unter 35 65,1 50,0 43,9 10,7 9,2 6,8 24,2 40,9 49,3

35 bis unter 40 70,0 56,2 49,4 9,4 9,2 6,1 20,7 34,6 44,6

40 bis unter 45 72,8 56,9 49,6 8,7 9,3 7,2 18,5 33,9 43,1

45 bis unter 50 70,2 59,0 54,4 11,3 11,7 7,9 18,4 29,3 37,7

50 bis unter 60 70,1 62,7 59,3 14,6 13,8 9,5 15,3 23,4 31,2

60 bis unter 70 71,2 65,6 62,4 16,5 15,3 11,8 12,3 19,1 25,8

70 und mehr 56,6 52,9 51,2 23,9 22,4 18,3 19,5 24,8 30,5

INSGESAMT 67,0 56,2 52,0 14,0 13,2 10,0 19,0 30,6 38,0

1) Wähler mit Stimmvermerk im Wählerverzeichnis. 2) Wahlberechtigte mit Wahlscheinvermerk. 3) Wahlberechtigte ohne Stimm- und Wahlscheinvermerk.
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Tabelle 3: Inhaber von Wahlscheinen bei der Bundestagswahl 2002, der Landtagswahl 1999
und der Europawahl 1999 nach Alter und Geschlecht

Altersgruppe Wahl

Von 100 Wahlberechtigten der
Altersgruppe waren Inhaber

von Wahlscheinen

Von 100 Inhabern der Wahl-
scheine waren Männer

bzw. Frauen

Von 100 Inhabern von Wahl-
scheinen gehörten ... zur

nebenstehenden Altersgruppe

Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt Männer Frauen Insgesamt

18 bis unter 21 B 2002 6,2 6,8 6,5 49,1 50,9 100,0 1,8 1,5 1,6

L 1999 6,0 7,6 6,8 43,0 57,0 100,0 1,8 1,7 1,8

E 1999 4,8 5,1 5,0 46,8 53,2 100,0 1,6 1,5 1,5

21 bis unter 25 B 2002 7,5 12,7 10,0 37,9 62,1 100,0 3,1 4,0 3,6

L 1999 7,2 9,1 8,1 45,6 54,4 100,0 2,9 2,6 2,8

E 1999 7,9 6,9 7,4 54,5 45,5 100,0 4,1 2,7 3,3

25 bis unter 30 B 2002 12,2 11,2 11,7 53,6 46,4 100,0 5,4 3,7 4,5

L 1999 9,0 9,6 9,3 47,6 52,4 100,0 4,8 4,0 4,4

E 1999 7,8 6,6 7,2 53,9 46,1 100,0 5,5 3,7 4,5

30 bis unter 35 B 2002 10,9 10,4 10,7 52,2 47,8 100,0 6,7 4,8 5,7

L 1999 8,3 10,2 9,2 46,2 53,8 100,0 6,7 5,9 6,2

E 1999 6,8 6,8 6,8 51,2 48,8 100,0 7,2 5,3 6,2

35 bis unter 40 B 2002 9,5 9,2 9,4 50,7 49,3 100,0 7,9 6,1 6,9

L 1999 8,8 9,7 9,2 48,9 51,1 100,0 7,8 6,1 6,9

E 1999 5,8 6,4 6,1 49,2 50,8 100,0 6,6 5,3 5,9

40 bis unter 45 B 2002 8,1 9,3 8,7 48,5 51,5 100,0 7,2 6,0 6,6

L 1999 9,4 9,1 9,3 51,7 48,3 100,0 8,2 5,7 6,8

E 1999 7,1 7,3 7,2 49,8 50,2 100,0 8,0 6,3 7,0

45 bis unter 50 B 2002 11,6 11,0 11,3 51,7 48,3 100,0 9,2 6,7 7,8

L 1999 11,0 12,5 11,7 47,5 52,5 100,0 8,9 7,4 8,0

E 1999 7,9 7,9 7,9 50,5 49,5 100,0 8,2 6,3 7,1

50 bis unter 60 B 2002 13,9 15,2 14,6 47,7 52,3 100,0 17,1 14,7 15,7

L 1999 13,2 14,5 13,8 47,2 52,8 100,0 17,5 14,7 15,9

E 1999 9,0 9,9 9,5 47,1 52,9 100,0 15,4 13,5 14,3

60 bis unter 70 B 2002 15,9 17,1 16,5 46,1 53,9 100,0 20,3 18,6 19,4

L 1999 15,1 15,4 15,3 47,2 52,8 100,0 20,8 17,4 18,9

E 1999 11,5 12,1 11,8 46,6 53,4 100,0 20,5 18,3 19,3

70 und mehr B 2002 21,8 25,0 23,9 32,9 67,1 100,0 21,2 33,9 28,3

L 1999 20,1 23,6 22,4 30,9 69,1 100,0 20,5 34,4 28,5

E 1999 17,0 19,0 18,3 32,4 67,6 100,0 22,8 37,1 30,8

INSGESAMT B 2002 12,9 15,0 14,0 43,9 56,1 100,0 100,0 100,0 100,0

L 1999 12,0 14,3 13,2 42,8 57,2 100,0 100,0 100,0 100,0

E 1999 9,3 10,7 10,0 43,8 56,2 100,0 100,0 100,0 100,0
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Tabelle 4: Stimmabgabe der Männer und Frauen bei der Bundestagswahl 2002*), der Landtagswahl 1999
und der Europawahl 1999 nach Wahlvorschlägen und Alter

Altersgruppe
von … bis

unter … Jahren
Wahl1)

Wahl-
berech-
tigten-

anteile2)

Wahl-
beteiligung

Ungültige
Stimmen

Von 100 gültigen Stimmen entfielen auf die Parteien

SPD CDU GRÜNE FDP Sonstige

Männer

18 bis unter 25 B 2002 9,1 73,0 1,1 41,0 28,1 10,4 10,9 9,5
L 1999 8,9 46,3 1,6 37,5 45,1 5,4 4,4 7,5
E 1999 8,2 45,9 2,0 34,3 40,1 7,5 4,1 14,1

25 bis unter 35 B 2002 13,7 73,2 1,1 45,6 25,9 10,5 10,7 7,2
L 1999 16,8 51,8 0,8 43,6 41,9 5,2 2,9 6,4
E 1999 16,7 43,2 2,2 42,3 37,3 6,9 2,7 10,8

35 bis unter 45 B 2002 22,3 80,0 1,4 47,1 29,7 9,4 8,0 5,8
L 1999 21,8 61,6 1,1 49,5 38,0 5,0 2,2 5,4
E 1999 21,7 51,7 2,8 45,8 35,4 8,4 1,3 9,2

45 bis unter 60 B 2002 26,0 82,7 1,8 44,7 36,7 6,6 6,7 5,3
L 1999 25,4 70,8 1,4 47,1 42,9 2,2 3,0 4,7
E 1999 25,7 62,2 4,1 43,7 42,4 3,9 2,3 7,7

60 und mehr B 2002 29,0 84,4 2,4 42,7 44,4 3,0 5,3 4,5
L 1999 27,0 78,0 1,9 42,7 49,1 0,8 2,5 4,9
E 1999 27,6 70,9 5,4 40,1 49,9 1,9 2,4 5,6

Zusammen B 2002 100,0 80,4 1,7 44,4 35,4 7,0 7,4 5,8
L 1999 100,0 65,4 1,4 45,1 43,9 2,9 2,8 5,3
E 1999 100,0 57,8 3,9 42,1 42,7 4,7 2,3 8,1

Frauen

18 bis unter 25 B 2002 8,0 71,2 1,1 47,6 25,9 10,7 9,9 5,9
L 1999 8,0 46,9 4,1 38,6 45,5 6,9 3,4 5,6
E 1999 7,6 43,4 1,9 36,4 43,7 7,7 1,6 10,6

25 bis unter 35 B 2002 11,9 75,3 1,6 48,6 26,1 11,3 8,1 5,9
L 1999 15,0 53,6 1,4 45,9 39,6 6,6 2,5 5,4
E 1999 15,1 45,9 1,8 43,6 37,1 9,6 1,2 8,6

35 bis unter 45 B 2002 19,6 80,8 1,3 48,2 27,5 12,5 6,5 5,3
L 1999 19,1 63,0 2,1 47,6 40,0 5,8 2,2 4,4
E 1999 19,0 54,4 2,2 44,1 37,1 9,4 1,5 7,9

45 bis unter 60 B 2002 23,6 83,0 1,4 47,6 34,2 7,4 7,0 3,8
L 1999 23,2 70,3 1,3 45,9 45,2 2,5 2,6 3,8
E 1999 23,5 64,0 1,9 42,4 45,8 4,1 2,2 5,5

60 und mehr B 2002 36,8 78,4 2,7 45,5 44,2 4,1 3,9 2,3
L 1999 34,7 69,3 1,7 42,4 51,9 0,8 2,7 2,3
E 1999 34,9 63,8 4,2 39,9 53,1 1,6 2,4 3,0

Zusammen B 2002 100,0 79,0 1,9 47,1 35,0 7,9 6,1 3,9
L 1999 100,0 64,2 1,8 44,5 46,0 3,3 2,6 3,6
E 1999 100,0 57,8 2,8 41,6 45,8 5,0 2,0 5,7

INSGESAMT

18 bis unter 25 B 2002 8,5 72,1 1,1 44,2 27,0 10,6 10,4 7,8
L 1999 8,4 46,6 2,9 38,0 45,3 6,2 3,9 6,6
E 1999 7,9 44,7 2,0 35,3 41,9 7,6 2,9 12,4

25 bis unter 35 B 2002 12,8 74,2 1,3 47,1 26,0 10,9 9,4 6,6
L 1999 15,9 52,7 1,1 44,7 40,8 5,9 2,7 5,9
E 1999 15,9 44,5 2,0 42,9 37,2 8,3 1,9 9,7

35 bis unter 45 B 2002 20,9 80,4 1,4 47,7 28,6 10,9 7,2 5,6
L 1999 20,4 62,3 1,6 48,6 39,0 5,4 2,2 4,9
E 1999 20,3 53,0 2,5 44,9 36,3 8,9 1,4 8,5

45 bis unter 60 B 2002 24,8 82,8 1,6 46,1 35,4 7,0 6,9 4,6
L 1999 24,3 70,5 1,3 46,5 44,1 2,3 2,8 4,2
E 1999 24,6 63,1 3,0 43,1 44,2 4,0 2,2 6,6

60 und mehr B 2002 33,0 80,9 2,5 44,3 44,3 3,6 4,5 3,2
L 1999 31,0 72,9 1,8 42,5 50,6 0,8 2,6 3,4
E 1999 31,4 66,8 4,7 40,0 51,7 1,7 2,4 4,2

Zusammen B 2002 100,0 79,7 1,8 45,8 35,2 7,5 6,8 4,8
L 1999 100,0 64,7 1,6 44,8 45,0 3,1 2,7 4,4
E 1999 100,0 71,3 4,3 44,9 34,8 8,3 3,4 8,6

Von 100 Wahlberechtigten bzw. Wählern waren

Männer B 2002 47,8 48,2 46,4 46,8 48,6 45,0 53,0 57,8
L 1999 48,0 48,5 43,0 48,9 47,4 46,0 50,2 57,9
E 1999 47,7 47,7 56,0 47,8 45,7 46,1 51,4 56,4

Frauen B 2002 52,2 51,8 53,6 53,2 51,4 55,0 47,0 42,2
L 1999 52,0 51,5 57,0 51,1 52,6 54,0 49,8 42,1
E 1999 52,3 52,3 44,0 52,2 54,3 53,9 48,6 43,6
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Tabelle 5: Alter und Geschlecht der Wählerschaft der Parteien bei der Bundestagswahl 2002*),
der Landtagswahl 1999 und der Europawahl 1999

Altersgruppe Wahl1) Gültige Stimmen
Von 100 gültigen Stimmen der ... entfielen auf die vorstehende Altersgruppe

SPD CDU GRÜNE FDP Sonstige

Männer

18 bis unter 25 B 2002 8,3 7,7 6,6 12,5 12,2 13,7
L 1999 6,3 5,3 6,5 11,7 10,1 9,0
E 1999 6,7 5,4 6,3 10,6 11,7 11,6

25 bis unter 35 B 2002 12,6 12,9 9,2 19,0 18,1 15,7
L 1999 13,4 13,0 12,8 23,7 14,1 16,2
E 1999 12,7 12,8 11,1 18,6 14,9 17,0

35 bis unter 45 B 2002 22,2 23,6 18,6 30,0 23,9 22,4
L 1999 20,6 22,6 17,9 34,8 16,5 20,9
E 1999 19,6 21,3 16,2 34,7 10,8 22,3

45 bis unter 60 B 2002 26,7 26,8 27,7 25,3 24,3 24,7
L 1999 27,5 28,7 26,9 20,9 30,3 24,3
E 1999 27,6 28,7 27,4 22,6 27,5 26,2

60 und mehr B 2000 30,2 29,0 37,9 13,2 21,5 23,5
L 1999 32,1 30,4 35,9 8,9 29,0 29,7
E 1999 33,4 31,8 39,0 13,5 35,1 22,9

Zusammen B 2002 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
L 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
E 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Frauen

18 bis unter 25 B 2002 7,3 7,4 5,4 9,8 11,7 10,9
L 1999 5,7 4,9 5,6 12,1 7,5 8,7
E 1999 5,8 5,1 5,5 8,9 4,8 10,8

25 bis unter 35 B 2002 11,4 11,8 8,5 16,2 15,1 17,1
L 1999 12,6 12,9 10,8 25,3 12,2 18,8
E 1999 12,1 12,7 9,8 23,3 7,1 18,3

35 bis unter 45 B 2002 20,2 20,7 15,9 31,8 21,3 27,2
L 1999 18,7 20,1 16,3 33,7 15,9 22,5
E 1999 18,0 19,0 14,6 33,8 13,8 25,0

45 bis unter 60 B 2002 25,0 25,2 24,4 23,4 28,6 24,0
L 1999 25,6 26,4 25,1 19,4 25,8 26,6
E 1999 26,2 26,8 26,2 21,7 28,6 25,5

60 und mehr B 2002 36,1 34,9 45,8 18,7 23,2 20,8
L 1999 37,4 35,6 42,2 9,4 38,6 23,4
E 1999 38,0 36,4 44,0 12,3 45,7 20,3

Zusammen B 2002 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
L 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
E 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

INSGESAMT

18 bis unter 25 B 2002 7,8 7,5 6,0 11,0 12,0 12,5
L 1999 6,0 5,1 6,0 11,9 8,8 8,9
E 1999 6,2 5,2 5,8 9,7 8,3 11,3

25 bis unter 35 B 2002 12,0 12,3 8,9 17,5 16,7 16,3
L 1999 13,0 13,0 11,8 24,6 13,2 17,3
E 1999 12,4 12,7 10,4 21,1 11,1 17,6

35 bis unter 45 B 2002 21,2 22,1 17,2 31,0 22,7 24,4
L 1999 19,7 21,3 17,0 34,2 16,2 21,6
E 1999 18,7 20,1 15,3 34,3 12,3 23,5

45 bis unter 60 B 2002 25,8 26,0 26,0 24,3 26,3 24,4
L 1999 26,5 27,6 26,0 20,1 28,0 25,2
E 1999 26,9 27,7 26,8 22,1 28,0 25,9

60 und mehr B 2002 33,3 32,1 41,9 16,2 22,3 22,3
L 1999 34,8 33,1 39,2 9,2 33,8 27,1
E 1999 35,8 34,2 41,7 12,8 40,3 21,8

Zusammen B 2002 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
L 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
E 1999 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

*) Bei der repräsentativen Bundestagswahl 2002 wurden erstmals auch Briefwahlbezirke in die Stchprobe miteinbezogen. 1) B = Bundestagswahl, L = Landtagswahl,
E = Europawahl.
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Tabelle 6: Erst- und Zweitstimmenkombinationen bei der Bundestagswahl 2002
Erststimmen = 100

Partei

Von 100 Wählern, die mit der Erststimme nebenstehende Partei oder ungültig wählten,
wählten mit der Zweitstimme

SPD CDU GRÜNE FDP Sonstige Ungültig

Männer

SPD 83,9 1,8 9,4 1,9 2,5 0,5

CDU 2,7 87,1 0,8 7,3 1,6 0,5

GRÜNE 31,8 4,1 56,8 2,5 4,3 0,5

FDP 6,5 13,3 1,1 74,5 4,5 0,1

Sonstige 11,2 7,3 3,1 2,3 75,5 0,6

Ungültig 12,0 6,3 2,0 1,7 12,6 65,3

Frauen

SPD 84,3 1,9 9,7 1,7 1,7 0,6

CDU 3,2 88,3 1,4 5,1 1,2 0,7

GRÜNE 36,4 4,7 52,1 2,6 3,8 0,5

FDP 10,2 13,8 2,7 67,2 5,3 0,7

Sonstige 19,9 10,3 3,1 3,7 62,4 0,6

Ungültig 14,2 10,7 1,6 3,5 6,4 63,6

INSGESAMT

SPD 84,1 1,8 9,6 1,8 2,1 0,6

CDU 3,0 87,7 1,1 6,2 1,4 0,6

GRÜNE 34,5 4,4 54,0 2,6 4,0 0,5

FDP 8,4 13,6 1,9 70,8 4,9 0,4

Sonstige 15,0 8,6 3,1 2,9 69,7 0,6

Ungültig 13,1 8,6 1,8 2,6 9,4 64,5

Tabelle 7: Erst- und Zweitstimmenkombinationen bei der Bundestagswahl 2002
Zweitstimmen = 100

Partei

Von 100 Wählern, die mit der Zweitstimme nebenstehende Partei oder ungültig wählten,
wählten mit der Erststimme

SPD CDU GRÜNE FDP Sonstige Ungültig

Männer

SPD 93,1 2,3 2,3 0,7 1,1 0,5

CDU 2,5 94,1 0,4 1,8 0,9 0,4

GRÜNE 66,2 4,6 25,9 0,7 2,0 0,6

FDP 12,6 37,4 1,1 47,1 1,4 0,5

Sonstige 20,9 10,8 2,4 3,6 57,9 4,3

Ungültig 14,9 10,1 0,9 0,3 1,6 72,2

Frauen

SPD 91,2 2,5 3,3 1,0 1,4 0,6

CDU 2,7 93,3 0,6 1,8 1,0 0,6

GRÜNE 62,6 6,5 27,7 1,5 1,3 0,4

FDP 14,4 30,7 1,8 50,0 2,0 1,1

Sonstige 22,5 11,7 4,0 6,2 52,3 3,2

Ungültig 16,7 14,2 1,1 1,6 1,1 65,2

INSGESAMT

SPD 92,1 2,4 2,8 0,8 1,3 0,6

CDU 2,6 93,7 0,5 1,8 0,9 0,5

GRÜNE 64,2 5,7 26,9 1,2 1,6 0,5

FDP 13,5 34,2 1,4 48,4 1,7 0,8

Sonstige 21,6 11,2 3,1 4,7 55,5 3,9

Ungültig 15,9 12,3 1,0 1,0 1,3 68,4
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KONJUNKTUR AKTUELL

Konjunktur aktuell 
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2001 2002
Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Febr. März April Mai Juni Juli

Merkmal Juillet Août Sept. Oct. Nov. Déc. Jan. Févr. Mars Avril Mai Juin Juillet
Variable

Beschäftigte
Emplois 0,1 -0,1 -0,7 -0,9 -1,0 -1,5 -1,6 -1,5 -1,6 -1,2 -0,9 -1,6 -1,6

Umsatz - Chiffre
  d'affaires 6,7 8,4 2,2 4,0 11,6 -9,0 -7,9 -4,8 -11,9 6,9 -5,4 12,4 7,0

Produktion von
Production de
Stahl
Acier 0,0 -11,2 13,0 7,9 -1,7 -16,2 -21,0 -0,5 -3,7 -5,8 -4,6 5,3 ...

Kohle
Charbon -41,5 -41,5 -50,8 -5,5 -19,0 -24,6 -19,0 -16,2 -67,9 -64,7 -66,2 -37,5 ...

Arbeitnehmer
Salariés 0,7 0,4 -0,3 -0,5 -1,3 -0,6 -0,7 -1,1 -1,1 -2,1 -2,3 -1,6 ...

Umsatz - Chiffre
  d'affaires 3,9 4,4 -4,0 2,2 -0,3 -10,9 -3,7 -6,7 -9,5 5,1 -4,1 -3,2 ...

Beschäftigte
Emplois -1,1 -1,2 -0,8 -0,5 -1,0 -1,4 -1,2 -1,4 -1,5 -1,3 -1,4 -1,5 -1,8

Umsatz - Chiffre
d'affaires 3,7 -0,2 -5,1 -0,3 -4,4 -8,8 -4,6 -3,9 -8,4 5,8 -9,1 2,5 6,2

Auslands-Auftrags-
eingang 1)

Carnet de comman-
des à l'exportation 1) -21,0 -25,0 -30,0 -29,0 -38,0 -32,0 -26,0 -29,0 -32,0 -23,0 -22,0 -12,0 -22,0

Produktionsindex
Indice de la production -2,7 0,4 -1,9 -0,5 -4,6 -11,2 -2,0 0,9 1,7 5,5 1,3 0,1 4,5
1) Dessaisonalisée / Saisonbereinigt.

Verarbeitendes Gewerbe in der Großregion Saar - Lor - Lux - Rheinland-Pfalz - Wallonien
Industries manufacturières dans la Grande Région Saar - Lor - Lux - Rhénanie-Palatinat - Wallonie

Veränderung zum Vorjahr in %
Variation vers l'année précédente en %

S a a r l a n d  -  S a r r e

W a l l o n i e n  -  W a l l o n i e

L o t h r i n g e n  -  L o r r a i n e

L u x e m b u r g  -  L u x e m b o u r g

R h e i n l a n d - P f a l z  -  R h é n a n i e - P a l a t i n a t
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ANHANG

VERÖFFENTLICHUNGEN DES STATISTISCHEN LANDESAMTES SAARLAND

MITTEILUNGEN DES AMTES

Statistisches Jahrbuch Saarland 2002 erschienen

Auf rund 300 Seiten bietet das Statistische Jahrbuch 2002 Daten aus allen Gebieten der amtlichen Statistik. Neben allge-

meinen geografischen und meteorologischen Angaben werden in 22 Kapiteln statistische Informationen - vielfach auch als

Zeitreihen - u.a. aus den Bereichen Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Wahlen, Bildung und Kultur, Wirtschaft und Sozial-

produkt, Umwelt sowie aus dem Saarländischen Krebsregister geboten. Daten aus den anderen Bundesländern und aus

den Ländern der EU runden das Informationsangebot ab. Somit erlaubt das Jahrbuch einen idealen Einblick in die Struktur

des Bundeslandes Saarland.

Interessenten können das Jahrbuch zum Preis von 18 Euro (zuzüglich Porto und Versand) erwerben.

Bezugsquelle: Statistisches Landesamt Saarland

Virchowstraße 7, 66119 Saabrücken

Postfach 10 30 44, 66030 Saarbrücken

Telefon: (06 81) 5 01 - 59 27, Fax (06 81) 5 01 - 59 21

E-Mail: statistik@stala.saarland.de

Statistische Berichte im Monat August 2002

Bevölkerung nach Alter, Geschlecht und
Familienstand am 31. Dezember 2000 A I 3 - j 2000

Natürliche Bevölkerungsbewegung 2000 A II 1 - j 2000

Eheschließungen, Geborene und Gestor-
bene im 4. Vierteljahr 2001 A II 1 - vj 4/2001

Personal an den Hochschulen des Saar-
landes sowie Habilitationen 2001 B III 4 - j 2001

Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau
und Gewinnung von Steinen und Erden
im Juni 2002 E I 1 - m 6/2002

Baugenehmigungen im 2. Vierteljahr 2002 F II 1 - vj 2/2002

Bautätigkeit im Jahr 2001 F II 1,2,3,4 - j 2001

Einzelhandel im Juni 2002 G I 1 - m 6/2002

Gastgewerbe im Juni 2002 G IV 3 - m 6/2002

Straßenverkehrsunfälle im April 2002 H I 1 - m 4/2002

Sozialhilfe und Asylbewerberleistungs-
statistik im Saarland 2001
Teil II: Empfängerkreis K I 1 - j 2001

Steueraufkommen im Saarland 2001 L I 1/L I 2 - j 2001

Preisindex für die Lebenshaltung
August 2002 M I 2 - m 8/2002

Kaufwerte landwirtschaftlicher Grund-
stücke 2001 M I 7 - j 2001

Verdienste und Arbeitszeiten in Industrie
und Handel im Saarland
Januar 2002 N I 1 - vj 1/2002

Aktuelle Wirtschaftszahlen für das Saarland
Ausgabe Januar bis Juni 2002 Z 1 - m 6/2002

Konjunktur aktuell Juli 2002 KA-7

Konjunktur aktuell August 2002 KA-8


